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0.1

0.2

Zusammenfassung

In den Jahren 2009 und 2010 untersuchte der Bundesrechnungshof die Steuer-
ermaBigung fir haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen
nach § 35a Einkommensteuergesetz (im Folgenden: SteuerermaRigung). Uber die
Prufungsergebnisse unterrichtete er am 1. Februar 2011 den Deutschen Bundestag

in einem Bericht nach § 99 Bundeshaushaltsordnung.

Der Bundesrechnungshof stellte schwerwiegende Mangel beim Gesetzesvollzug
fest. So gewahrten die Finanzamter beispielsweise in bis zu 90 % aller Falle die
Steuerermalligung ohne jegliche Prifung oder konnten Doppelférderungen nicht
vermeiden. Zudem stellte der Bundesrechnungshof in zahlreichen Féllen Mit-
nahmeeffekte fest. Er bezweifelte deshalb, dass das mit der Steuerermél3igung
verfolgte Ziel der Starkung von Handwerk und Mittelstand sowie der Be-
kdmpfung von Schwarzarbeit erreicht werden konnte. Aufgrund dieser Prifungs-

ergebnisse empfahl der Bundesrechnungshof, die Steuererméligung abzuschaffen.

Ein vom Bundesministerium der Finanzen in Auftrag gegebenes Forschungsgut-
achten aus dem Jahr 2013 zur Steuerermé&Rigung fur Handwerkerleistungen hat
die Erkenntnisse des Bundesrechnungshofes bestatigt. Die Gutachter bezifferten
die Mitnahmeeffekte auf rund 90 % und sahen keine oder kaum messhare Aus-
wirkungen auf die Schwarzarbeit, die Beschaftigungsentwicklung und den Um-
satz im Handwerk. Aus ihren Untersuchungsergebnissen folgerten die Forscher,

die SteuerermaRigung fir Handwerkerleistungen sei abzuschaffen.

Der Bundesrechnungshof hat nunmehr die Steuerermafigung erneut untersucht
und aktualisiert die in seinem Bericht aus dem Jahr 2011 dargestellten Erkennt-

nisse:

e Die Steuerermafigung wird inzwischen von fast jedem zweiten Steuerpflich-
tigen in Anspruch genommen. Im Jahr 2012 zahlte der Fiskus ErmaRigungs-
betrage in Hohe von 1,78 Mrd. Euro aus. Die Steuermindereinnahmen haben
sich damit seit der vorherigen Untersuchung des Bundesrechnungshofes fast
verdoppelt (Tz. 2.1).

e Der Umfang der Mitnahmeeffekte ist weiter angestiegen. Sie umfassen in-
zwischen 82 % aller Falle und mit 520 Mio. Euro fast ein Drittel der gesamten
Erméaligungsbetrage (Tz. 2.2).
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Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, dass die Finanzamter noch immer
keine Informationen Uber gewahrte Fordermittel erhalten und Doppelforde-

rungen nach wie vor nicht vermeiden konnen (Tz. 2.3).

Die SteuererméBigung wird in 90 % aller Félle und im Umfang von
656 Mio. Euro ungeprift ausgezahlt. Denn das bei der Steuerermaliigung ein-
gesetzte maschinelle Risikomanagement entscheidet ausschlieBlich anhand
von Wertgrenzen, ob ein Fall von Beschéftigten der Finanzamter zu prifen
ist. Ob die geltend gemachten Aufwendungen dem Grunde nach iberhaupt die
gesetzlichen Voraussetzungen fur die Steuererméfl3igung erfullen, kann das
Verfahren nicht erkennen (Tz. 2.4).

0.3 Aufgrund seiner Feststellungen beurteilt der Bundesrechnungshof die Steuer-

ermagigung wie folgt:

Es ist nicht zweckmalig, bestimmte Dienst- oder Handwerkerleistungen
steuerlich zu fordern, wenn die Steuerpflichtigen diese ohnehin legal durch-
fihren lassen. Denn dies verursacht vermeidbare Mitnahmeeffekte. Der
Bundesrechnungshof hat daher erhebliche Zweifel, ob mit der Steuererméfi-
gung das Ziel erreicht werden konnte, die Schwarzarbeit in Privathaushalten

zu bekampfen.

Eine gesetz- und gleichmaRige Besteuerung ist nicht gewahrleistet, wenn die
Anspruchsvoraussetzungen der Steuerermal3igung groftenteils nicht Gberpriift

werden und daneben Doppelférderungen nicht verhindert werden kénnen.

Der Bundesrechnungshof sieht wenige Ansatzpunkte, die aufgezeigten Probleme

zu l6sen. Er hélt deshalb an seiner Einschédtzung aus dem Jahr 2011 fest und

empfiehlt, die SteuerermaRigung flr haushaltsnahe Dienstleistungen und Hand-

werkerleistungen abzuschaffen. Alternativ empfiehlt er, einen Sockelbetrag ein-

zufiihren. Dadurch kénnten zumindest die Mitnahmeeffekte deutlich reduziert

werden.



Berichtsanlass

In den Jahren 2009 und 2010 untersuchte der Bundesrechnungshof die Steuer-
ermaBigung fir haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen nach
§ 35a Einkommensteuergesetz (EStG; im Folgenden: SteuerermaBigung). Uber
die Ergebnisse dieser Priifung unterrichtete er am 1. Februar 2011 den Deutschen
Bundestag in einem Bericht nach § 99 Bundeshaushaltsordnung (BHO).! Die

wesentlichen Prufungsfeststellungen waren:

e Die SteuerermalRigung fur haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerker-
leistungen hatte unvertretbar hohe Mitnahmeeffekte. Dies betraf rund 70 %
der gepruften Félle von Handwerkerleistungen und fast 30 % der gepriften

Falle haushaltsnaher Dienstleistungen.

e Die Finanzamter gewahrten die Steuerermafigung in 80 bis 90 % aller Falle

ohne jegliche Priifung der Anspruchsvoraussetzungen.
e In zahlreichen Féllen waren die Steuerfestsetzungen fehlerhaft.
e Die Finanzamter konnten Doppelférderungen nicht vermeiden.

Aufgrund dieser Feststellungen bewertete der Bundesrechnungshof die Steuer-

ermagigung wie folgt:

e Lassen Steuerpflichtige bestimmte Dienst- oder Handwerkerleistungen ohne-
hin legal durchfihren, ist es nicht sinnvoll, diese steuerlich zu foérdern und

dadurch hohe Mitnahmeeffekte zu verursachen.

e Werden die Anspruchsvoraussetzungen der SteuerermafRigung groftenteils
nicht tberpriift oder sind durchgefiihrte Uberpriifungen vielfach fehlerhaft,
sind unrechtmélige Forderungen zwangslaufig. Konnen daneben Doppel-
forderungen nicht vermieden werden, ist eine gesetzeskonforme Besteuerung

nicht zu erreichen.

e Ist schlieBlich zweifelhaft, ob mit der SteuerermaRigung das Ziel erreicht
wird, die Schwarzarbeit in Privathaushalten zu bek&mpfen sowie Handwerk
und Mittelstand zu unterstutzen, ist die SteuererméRigung und ihre Um-

setzung problematisch.

Der Bundesrechnungshof sah keine Ansatzpunkte, die aufgedeckten Probleme

wirkungsvoll und mit vertretbarem Aufwand zu vermeiden und empfahl, die

1

Bundestagsdrucksache 17/4641.
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Steuerermaligung abzuschaffen. Diese Empfehlung erstreckte sich nicht auf die
Beglinstigung von Dienstleistungen fiir Pflege und Betreuung. Diese waren nicht
Gegenstand der Feststellungen.

Der Bericht nach 8 99 BHO uber die SteuerermaRigung wurde am 23. Mérz 2011
im Finanz-? und im Haushaltsausschuss® des Deutschen Bundestages beraten.
Beide Ausschiisse nahmen den Bericht zur Kenntnis. Das Bundesministerium
der Finanzen hatte zuvor erklart, es wolle die SteuerermaBigung bis Ende des
Jahres 2011 evaluieren und dann ,,... keine oder gesetzgeberische Schlussfolge-

rungen ziehen.”.

Das vom Bundesministerium der Finanzen angekiindigte Gutachten zur ,,Evaluie-
rung der Wirksamkeit der steuerlichen Forderung fir Handwerkerleistungen nach
8§ 35a EStG* der Wirtschaftspriifungsgesellschaft Ernst & Young liegt seit Januar
des Jahres 2013 vor (zum Gutachten Tz. 3).

Der Bundesrechnungshof nahm dies zum Anlass, die SteuerermaRigung erneut zu
untersuchen. Dabei legte er seinen Schwerpunkt auf das finanzielle VVolumen, die
Entwicklung bei den Mitnahmeeffekten, mogliche Doppelférderungen sowie die
Auswirkungen des maschinellen Risikomanagements (mMRMS) auf die Prifung
der Anspruchsvoraussetzungen. Der Bundesrechnungshof hat daftr ortliche Er-
hebungen im Bundesministerium der Finanzen und in Finanzamtern verschiedener
Bundesléander durchgefiuhrt. Dabei sah er fast 4500 Steuererklarungen fir
den Veranlagungszeitraum 2013 ein. Daneben erfragte der Bundesrechnungshof
in allen Landern Daten zum Umfang der in Anspruch genommenen Steuer-

ermagigung.

Der vorliegende Bericht knlpft an den Bericht des Bundesrechnungshofes aus

dem Jahr 2011 an und aktualisiert die dort dargestellten Erkenntnisse.

Feststellungen

Umfang der in Anspruch genommenen Steuerermalf3igung
Die Bundesregierung beziffert die Steuermindereinnahmen aus der Steuer-
ermaBigung fir die Haushaltsjahre 2013 bis 2016 auf 1,9 Mrd. Euro jahrlich.* Der

46. Sitzung, TOP 3.
51. Sitzung, TOP 8.
25. Subventionsbericht; Bundestagsdrucksache 18/5940, Anlage 2 Nr. 35 und Anlage 3 Nr. 10.
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Bundesrechnungshof informierte sich bei den Landern tber die tatsachlich fest-

gesetzten ErméalRigungsbetrage fur die Veranlagungszeitraume 2008 bis 2012:

Tabelle 1
Steuermindereinnahmen aus der Steuerermalf3igung
Veranlagungszeitraum
2008 2009 2010 2011 2012°
Handwerker-
. 0,80 Mrd. Euro 1,17 Mrd. Euro 1,23 Mrd. Euro 1,36 Mrd. Euro 1,45 Mrd. Euro
leistungen

Haushaltsnahe

Dienstleistungen

0,15 Mrd. Euro

0,27 Mrd. Euro

0,29 Mrd. Euro

0,32 Mrd. Euro

0,33 Mrd. Euro

Gesamt

0,95 Mrd. Euro

1,44 Mrd. Euro

1,52 Mrd. Euro

1,68 Mrd. Euro

1,78 Mrd. Euro

Die Lander teilten dem Bundesrechnungshof daneben auch die Anzahl derjenigen

Steuerfélle mit, in denen die Steuerermafigung in Anspruch genommen wurde,

und deren Anteil an den j&hrlich zu bearbeitenden Steuererklarungen:

Tabelle 2
Zahl der ErméaRigungsfalle und Anteil an den veranlagten Fallen
Veranlagungszeitraum
2008 2009 2010 2011 2012°
in % in % in % in % in %
Félle Félle Félle Félle Félle
aller aller aller aller aller
Féalle Félle Féalle Féalle Féalle
Handwerker-
. 59 Mio. | 22,2 | 7,1 Mio. | 26,0 | 7,6 Mio. | 28,1 | 8,1Mio. | 30,0 | 88Mio. | 332
leistungen
Haushaltsnahe ) ) ) ) )
. . 1,8 Mio. 6,8 2,1 Mio. | 7,7 | 2,3Mio. | 85 2,5 Mio. 9,2 2,7 Mio. | 10,3
Dienstleistungen
Gesamt’ 7,7 Mio. | 29,0 | 9,2Mio. | 33,7 | 9,9 Mio. | 36,6 | 10,6 Mio. | 39,2 | 11,6 Mio. | 43,5
> Wegen der Vergleichbarkeit der Daten hat der Bundesrechnungshof die Ergebnisse des Veran-
lagungszeitraums 2012 (bundesweiter Veranlagungsstand 75,4 %) auf den Veranlagungsstand 2011
hochgerechnet.

6 Wegen der Vergleichbarkeit der Daten hat der Bundesrechnungshof die Ergebnisse des Veran-
lagungszeitraums 2012 (bundesweiter Veranlagungsstand 75,4 %) auf den Veranlagungsstand 2011
hochgerechnet.

! In der Gesamtsumme sind auch Félle enthalten, die beide ErméaRigungstatbestédnde erfiillen. Die Hohe

dieses Anteils kann aus den mitgeteilten Ergebnissen nicht ermittelt werden.
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Die Summe der festgesetzten ErméaRigungsbetrége ist in den Jahren 2008 bis 2012
mit + 87 % wesentlich stdrker angestiegen als die Anzahl der Félle, in denen die
Steuerermalligung gewahrt wurde (+ 51 %). Dies ist auf eine Gesetzesanderung ab
dem Jahr 2009 zurlickzufiuhren. Mit dem ,,Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher
Regelungen des MaRRnahmenpakets Beschaftigungssicherung durch Wachstums-

w8

starkung“® und dem ,,Gesetz zur Forderung von Familien und haushaltsnahen

Dienstleistungen*®

wurden Hochstbetrdge in § 35a EStG angehoben und Forder-
satze vereinheitlicht. So verdoppelte der Gesetzgeber die Steuererméfigung fiir
Handwerkerleistungen auf hochstens 1 200 Euro. Haushaltsnahe Dienstleistungen
wurden in 8§ 35a Absatz 2 EStG (zu beispielsweise Pflege- und Betreuungs-
leistungen) integriert und konnen die tarifliche Einkommensteuer nunmehr um bis
zu 4 000 Euro ermafRigen (bis zum Jahr 2008 hochstens 600 Euro). Das Anheben
der Hochstbetrage wirkte sich auch auf die durchschnittlich gewéhrten Ermagi-
gungsbetrage aus. Diese stiegen in den Jahren 2008 bis 2012 bei den Handwerker-
leistungen von 135 Euro auf 165 Euro und bei den haushaltsnahen Dienstleistun-

gen von 83 Euro auf 122 Euro.

Mitnahmeeffekte

Mitnahmeeffekte entstehen dann, wenn die vom Gesetzgeber beabsichtigten Wir-
kungen auch ohne finanziellen — hier steuerlichen — Anreiz eintreten; im Falle der
Steuerermaligung fir Handwerkerleistungen und haushaltsnahe Dienstleistungen
die Steuerpflichtigen also die jeweilige Leistung auch ohne die Existenz dieser
Steuervergulnstigung legal in Auftrag gegeben hatten. Der Bundesrechnungshof

sieht Mitnahmeeffekte in folgenden Fallen:

e Leistungen, die von Dritten in Rechnung gestellt werden, z.B. (Miet-)
Nebenkosten. Da die Kosten fir diese Leistungen den Mietern oder der
Eigentimergemeinschaft durch Rechnungen nachgewiesen werden missen,

kénnen diese Leistungen nicht ,,schwarz* bezogen werden.

e Leistungen wie Wartungsarbeiten an Heizungen oder Aufziigen, welche der
Betriebssicherheit von Anlagen dienen. Diese Leistungen werden beispiels-
weise im Hinblick auf Gewéhrleistungsanspriiche regelmél3ig auf Rechnung

erbracht.

Gesetz vom 21. Dezember 2008; BGBI. | S. 2896.
Gesetz vom 22. Dezember 2008; BGBI. | S. 2955.
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e Leistungen, die aufgrund eines behordlichen Annahmezwanges ausgefihrt

werden, wie Kaminkehrerleistungen.

Der Bundesrechnungshof ordnete die in den eingesehenen Fallen von den Steuer-
pflichtigen geltend gemachten Aufwendungen fir den Veranlagungszeit-
raum 2013 nach den beschriebenen Kriterien zu. Die Mitnahmeeffekte® bei den

Handwerkerleistungen sind in nachstehender Abbildung dargestellt.

Abbildung 1

Umfang der Mitnahmeeffekte bei Handwerkerleistungen
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Der Anteil derjenigen Félle, in denen die SteuerermdRigung fir Handwerker-
leistungen ausschlieBlich als Mitnahme einzuordnen ist, stieg von 32 % im
Jahr 2007 auf 74 % im Jahr 2013 und hat sich damit mehr als verdoppelt. Insge-
samt ist ebenso der Anteil der Félle, in denen ganz oder zumindest teilweise Mit-
nahmeeffekte aufgetreten sind, von 65 % im Jahr 2007 auf 82 % im Jahr 2013 an-
gestiegen. Im Hinblick auf den berticksichtigungsfahigen Aufwand ist die Steuer-
ermaBigung zu 22 % allein in Mitnahmeeffekte geflossen. Bezogen auf das
Volumen der SteuererméfRigung fir Handwerkerleistungen des Jahres 2012
(Tabelle 1) sind das fast 320 Mio. Euro.

In den Abbildungen 1 und 2 sind zum Vergleich auch die vom Bundesrechnungshof fur die
Jahre 2007 und 2008 festgestellten Mitnahmeeffekte dargestellt.
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Ein ganz dhnliches Bild zeigt sich bei den Mitnahmeeffekten bei haushaltsnahen

Dienstleistungen:

Abbildung 2

Umfang der Mitnahmeeffekte bei haushaltsnahen Dienstleistungen
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Auch bei den haushaltsnahen Dienstleistungen ist der Anteil der Falle, in denen
die Steuererméfligung ausschlieBlich auf Mitnahmeeffekte entfallt, stark ange-
stiegen. Er hat sich von 21 % im Jahr 2007 auf 79 % im Jahr 2013 nahezu ver-
vierfacht. Ganz oder zumindest teilweise auf Mitnahmeeffekte entfiel die Steuer-
ermaRigung im Jahr 2013 auf 82 % der Falle. Damit hat sich auch deren Anteil
von 30 % im Jahr 2007 mehr als verdoppelt. Der zu berticksichtigende Aufwand
betraf im Jahr 2013 zu 59 % Mitnahmeeffekte, dies entsprach — bezogen auf das
Jahr 2012 (Tabelle 1) — einer Steuerermaligung fir haushaltsnahe Dienstleistun-
gen von fast 200 Mio. Euro.

Doppelférderungen

Dem Wortlaut des § 35a Absatz 3 Satz 2 EStG entsprechend ist die Inanspruch-
nahme der SteuererméRigung fiir Handwerkerleistungen ausgeschlossen, wenn die
jeweilige BaumaRnahme bereits mit 6ffentlichen Mitteln geférdert wurde. Seit
dem Inkrafttreten des Jahressteuergesetzes 2010 ab dem Veranlagungszeit-
raum 2011 betrifft dieser Ausschluss nicht mehr nur das CO,-Gebéude-
sanierungsprogramm der Kreditanstalt flir Wiederaufbau (KfW). Vielmehr sind
nun samtliche offentliche Forderungen, beispielsweise durch Lénder oder

Kommunen, umfasst.

11

Gesetz vom 8. Dezember 2010, BGBI. 2010 I, S. 1768.
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Der Bundesrechnungshof beanstandete in seinem Bericht aus dem Jahr 2011, dass
die Finanz&mter nicht prifen konnten, ob die KfW Handwerkerleistungen nach
dem CO,-Geb&udesanierungsprogramm gefordert hatte. Denn sie erhielten keine
Informationen Uber gewéhrte Fordermittel von der KFW und waren ausschlieflich
auf die Angaben der Steuerpflichtigen angewiesen. In seiner Stellungnahme zum
Bericht rdumte das Bundesministerium der Finanzen ein, dass Doppelférderungen
nicht wirksam vermieden werden konnen. Es kilindigte an, diese Frage mit den

obersten Finanzbehorden der Lander erdrtern zu wollen.

Bei seiner aktuellen Untersuchung stellte der Bundesrechnungshof fest, dass die
Finanzdmter noch immer keine Informationen Uber gewahrte Fordermittel erhal-
ten. Denn die KfW hat ausgeschlossen, den Finanzamtern entsprechendes Kon-
trollmaterial zur Verfiigung zu stellen.*? Damit kénnen die Finanzdmter Doppel-

férderungen nach wie vor nicht vermeiden.

Maschinelles Risikomanagement bei der Steuerermal3igung

Die Festsetzung der Einkommensteuer in den Finanzamtern ist inzwischen vom
MRMS gepragt. Bei der Steuererméfligung entscheidet dabei ein programm-
gesteuerter Risikofilter ausschlieBlich anhand von Wertgrenzen, ob die Steuer
maschinell festgesetzt wird (risikoarmer Fall) oder ob der Fall durch Beschaftigte
der Finanzadmter zu priifen ist (risikobehafteter Fall). Diese Risikobewertung stellt
allein auf das finanzielle Risiko eines Steuerausfalls ab. Ob jedoch die geltend
gemachten Aufwendungen dem Grunde nach Uberhaupt die gesetzlichen Voraus-
setzungen fiur die SteuerermaBigung erfillen, lasst sich maschinell mit diesem
Filter nicht prufen. So kann das maschinelle Verfahren beispielsweise nicht er-
kennen, ob der Vorrang von Betriebsausgaben, Werbungskosten, Sonderausgaben
und aulRergewohnlichen Belastungen beachtet wurde oder fur die Leistungen eine
Rechnung und ein Zahlungsbeleg vorliegen.

Der Bundesrechnungshof hat bei seiner aktuellen Untersuchung auch fir jeden
Fall die Hohe der geltend gemachten Aufwendungen fiir die SteuererméaRigung

des Veranlagungszeitraums 2013 aufgezeichnet und dabei festgestellt:

e Die Aufwendungen fur Handwerkerleistungen waren in 85 % der einge-

sehenen Falle geringer als die aktuelle Wertgrenze des Risikofilters und

Werner Gentner von der KfW-Bankengruppe in der 54. Sitzung des Finanzausschusses: Offentliche
Anhorung zum Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Férderung von energetischen SanierungsmaR-
nahmen an Wohngeb&uden (Wortprotokoll, Protokollnummer 17/54, Seiten 23, 24).
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wurden deshalb inhaltlich nicht gepriift. Umfasst waren hierbei 31 % der ins-
gesamt geltend gemachten Aufwendungen. Bezogen auf das ErméaRigungs-
volumen des Jahres 2012 (Tabelle 1) sind Steuerermé&Bigungen in Hohe von
445 Mio. Euro ohne jegliche Priifung der Anspruchsvoraussetzungen ausge-

zahlt worden.

e Bei den haushaltsnahen Dienstleistungen lagen die Aufwendungen in 92 %
der Falle unter der Wertgrenze des Risikofilters. Betroffen waren 64 % der
Aufwendungen und ein ErmaRigungsvolumen — bezogen auf das Jahr 2012
(Tabelle 1) — in H6he von 211 Mio. Euro, welches ohne Prifung gewéhrt

worden ist.

Insgesamt betrachtet sind damit Ermaiigungsbetrage in H6he von 656 Mio. Euro
ungepruft ausgezahlt worden; dies entspricht mehr als einem Drittel der gesamten

Steuerermaligung.

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes enthielt eine Vielzahl der-
jenigen Falle, in welchen aufgrund der Wertgrenzen des mRMS die Steuer-
erméaligung ungeprift gewéhrt wurde, ein konkretes Steuerausfallpotenzial. Denn
die Steuerpflichtigen beantragten die Steuererméfigung fiir Leistungen, welche
von der Begunstigungsnorm Uberhaupt nicht erfasst werden, beispielsweise Auto-
reparaturen oder Grabpflege. Daneben waren in vielen Fallen die gesetzlichen
Voraussetzungen fir die SteuerermaRigung nicht erfullt, weil beispielsweise auch
Materialkosten angesetzt waren oder die Rechnung in bar bezahlt war.

Ergebnisse des Forschungsberichts

Der in Auftrag gegebene Evaluierungsbericht™ liegt dem Bundesministerium der
Finanzen seit Januar des Jahres 2013 vor und wurde dem Deutschen Bundestag
auf Nachfrage eines Abgeordneten im April des Jahres 2014 zur Kenntnis ge-
bracht. Die Forscher untersuchten die SteuerermaRigung fur Handwerkerleistun-

gen nach den Aspekten Koharenz, Relevanz, Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit.

Forschungsvorhaben fe 14/11 zur ,Evaluierung der Wirksamkeit der steuerlichen Forderung fir
Handwerkerleistungen nach 8 35a EStG* der Wirtschaftspriifungsgesellschaft Ernst & Young vom
25. Januar 2013.
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Zur Wirksamkeit, also zur Frage, ob die mit dem Gesetz verfolgten Ziele erreicht

werden konnten, flihren die Forscher aus:

e Die Steuererméaigung sei mit klar erkennbaren Mitnahmeeffekten verbunden.
So sei fur lediglich 5% der Steuerpflichtigen die SteuerermaRigung aus-
schlaggebend fir die Durchfiihrung einer Handwerkerleistung gewesen. 90 %
der Steuerpflichtigen hétten die Leistung auch ohne den steuerlichen Anreiz

durchfiihren lassen.

e Die SteuererméBigung habe keine oder kaum messbare Auswirkungen auf die
Schwarzarbeit oder die Beschéftigungsentwicklung und den Umsatz im
Handwerk.

e Bei den von der Steuererméf3igung beginstigten Handwerkerleistungen seien
erhebliche Preissteigerungen zu verzeichnen. Die Forscher kommen hier zu
dem Schluss: ,,Die beabsichtigte Starkung des Handwerks findet daher tber
Preiseffekte statt.”

Zusammenfassend folgern die Forscher: ,,... ist festzustellen, dass die steuerliche
Forderung von Handwerkerleistungen nur mit Einschréankungen eine bedingt
wirksame Methode zur Bekampfung von Schwarzarbeit und zur Starkung von
Handwerk und Mittelstand ist.”

Aus den Ergebnissen ihrer Untersuchung leiten die Forscher drei Handlungs-
optionen ab:

e Ein Weiterfihren der MaBnahme in unverénderter Form.

e Ein Weiterfihren der MaRRnahme in veranderter Form. Dabei sollten derzeit
forderfahige Leistungen ausgeschlossen oder optional einzelne Leistungen

starker gefordert werden. Auch eine Sockelbetragslésung sei denkbar.

e Das Beenden der Forderung. Hierzu fihren die Forscher aus: ,,Die bisherigen
Untersuchungsergebnisse sprechen am ehesten dafir, die steuerliche Férde-

rung fur Handwerksleistungen zu streichen.*

Wiirdigung

Umfang der in Anspruch genommenen Steuerermalf3igung
Nach den Untersuchungsergebnissen des Bundesrechnungshofes nehmen immer

mehr Steuerpflichtige in immer groRerem Umfang die SteuerermaBigung in An-
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spruch. Fallzahlen und ErmagRigungsvolumen sind kontinuierlich um 5 bis 10 %
jahrlich angestiegen. So erhielten im Jahr 2012 mehr als elf Millionen Steuer-
pflichtige Ermaligungsbetrage in Hohe von fast 1,8 Mrd. Euro ausbezahlt. Das
entspricht, im Vergleich zu den Werten des Jahres 2008 aus der letzten Unter-
suchung des Bundesrechnungshofes, einer Steigerung von 51 % bei den Fall-

zahlen und 89 % bei den ErmaRigungsbetrégen.

Dieser Trend wird sich in den ndchsten Jahren fortsetzen. Mal3gebend hierfir sind

nach Auffassung des Bundesrechnungshofes insbesondere zwei Griinde:

e Aufwendungen, fir die eine SteuerermaRigung gewéhrt werden kann, ent-
stehen fast allen Steuerpflichtigen. So missen beispielsweise Kaminkehrer-
leistungen aufgrund gesetzlicher VVorgaben zwingend in Anspruch genommen
werden, unabhéngig ob fir Wohneigentum oder bei Mietern, bei denen diese
Leistung in der Nebenkostenabrechnung umgelegt wird. Der stetige Anstieg
der Fallzahlen deutet darauf hin, dass das Wissen um diese Steuerermal3igung

zunimmt.

e Durch Entscheidungen der Finanzgerichte ist der Anwendungsbereich der
Steuerermalligung in den letzten Jahren stetig umfangreicher geworden. So
hat beispielsweise der Bundesfinanzhof in zwei Urteilen entgegen der Ver-
waltungsauffassung'® entschieden, dass auch fiir Handwerkerleistungen,
welche aullerhalb des Haushalts und jenseits der eigenen Grundstiicksgrenzen
erbracht werden, die Steuerermafligung gewahrt werden kann. Dies gilt bei-
spielsweise fir den Winterdienst auf offentlichen Gehwegen® oder Haus-
anschlusskosten'®. In einem aktuellen Urteil entschied das Finanzgericht

f17

Dusseldorf™’, ebenfalls gegen die Verwaltungsmeinung, dass auch Aufwen-

dungen fur die Betreuung von Haustieren nach 8 35a EStG begunstigt sind.

Die genannten Faktoren werden nach Einschdtzung des Bundesrechnungshofes
auch in den néchsten Jahren weiter steigende Fallzahlen zur Folge haben. Bei
gleichbleibenden Steigerungsraten von 5 bis 10 % durften die Steuerminder-
einnahmen bereits fur den Veranlagungszeitraum 2014 mehr als 2 Mrd. Euro be-

tragen.

14
15
16
17

BMF: Anwendungsschreiben zu § 35a EStG vom 20. Januar 2014; 1V C 4 — S 2296-b/07/0003.
BFH Urteil vom 20. Mérz 2014; BStBI 2014 11 S. 880.

BFH Urteil vom 20. Mérz 2014; BStBI 2014 11 S. 882.

Urteil des FG Dusseldorf vom 04.02.2015, 15 K 1779/14 E (nicht rechtskréftig).
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Mitnahmeeffekte

Nach den Untersuchungsergebnissen des Bundesrechnungshofes ist die Steuer-
ermaBigung mittlerweile weit verbreitet. So nahmen im Veranlagungszeit-
raum 2012 fast 44 % aller Steuerpflichtigen die Steuererméfigung in Anspruch.
Die Erkenntnisse des Bundesrechnungshofes weisen dabei auf auflerordentlich
hohe Mitnahmeeffekte bei der Forderung von haushaltsnahen Dienstleistungen
und von Handwerkerleistungen hin. Insgesamt hat der Bundesrechnungshof in
82 % aller Félle zumindest teilweise Mitnahmeeffekte festgestellt. Dies betraf mit
520 Mio. Euro — bezogen auf die SteuerermdRigung des Veranlagungszeit-
raums 2012 — 30 % der gewdahrten ErmaRigungsbetrdge. Somit hat sich im Ver-
gleich zu der vorhergehenden Untersuchung des Bundesrechnungshofes der
Anteil derjenigen Falle, in denen Mitnahmeeffekte erkennbar sind, vervielfacht.
Dieser Trend wird sich nach Einschéatzung des Bundesrechnungshofes auch in den
nachsten Jahren fortsetzen.

Der Bundesrechnungshof geht davon aus, dass auch in weiteren Fallen Mit-
nahmeeffekte auftreten. In dem Umfang, in dem die beglnstigten Leistungen be-
reits vor Einfiihrung der Steuererméfigung legal vergeben wurden, ist ein be-
sonderer Anreiz flr den legalen Leistungsbezug nicht erforderlich. Der Bundes-
rechnungshof hélt die hohen Mitnahmeeffekte der SteuerermaRigungen fur nicht
akzeptabel. Wenn Steuerpflichtige bestimmte Dienst- oder Handwerkerleistungen
ohnehin legal durchfiihren lassen, verfehlt die Forderung ihr Ziel. Bund und

Lander verzichten damit ohne Grund auf Steuereinnahmen.

Doppelférderungen

Bereits vor mehr als vier Jahren beanstandete der Bundesrechnungshof aufgrund
seiner Feststellungen, dass die Finanzdmter nicht prufen konnten, ob Handwerker-
leistungen, flr die eine SteuerermdaRigung beantragt wurde, bereits aus anderen
offentlichen Mitteln gefdrdert wurden. Doppelférderungen konnten damit nicht

vermieden werden.

Das Bundesministerium der Finanzen hétte daflr Sorge tragen mussen, dass alle
Tréager offentlicher Forderungen (KfW, Lander, Kommunen) die Finanzdmter
uber bewilligte Forderungen unterrichten. Dies ist nicht geschehen. Deshalb

kdnnen die Finanzamter nach wie vor nicht erkennen, ob Handwerkerleistungen
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bereits aus offentlichen Mitteln gefordert wurden. Gewahren sie aufgrund dieser
Unkenntnis daneben noch die SteuerermaRigung, sind unrechtmaRige Doppel-

forderungen zwangslaufig.

Maschinelles Risikomanagement bei der Steuererméafiigung

Der Bundesrechnungshof hatte in seinem Bericht aus dem Jahr 2011 prognosti-
ziert, dass der Anteil der ungepriften ErméaRigungsfalle auf 90 % ansteigen wird.
Als Grund benannte er die ab dem Veranlagungszeitraum 2009 angehobenen
Wertgrenzen des mRMS fir eine personelle Bearbeitung der Steuererméf3igung.
Nach den aktuellen Priifungserkenntnissen hat sich die Prognose des Bundesrech-
nungshofes bestatigt. Denn im Veranlagungszeitraum 2013 blieben 85 % der
Handwerkerleistungen (Veranlagungszeitraum 2007: 66 %) und 92 % der haus-
haltsnahen Dienstleitungen (Veranlagungszeitraum 2007: 79 %) ganzlich unge-
pruft. Die fehlenden Kontrollen fiihrt der Bundesrechnungshof ausschlief3lich auf
das mRMS zurtick, weil allein der Risikofilter anhand von Wertgrenzen entschei-

det, dass eine personelle Prifung unterbleibt.

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist es nicht hinnehmbar, dass mit
656 Mio. Euro mehr als ein Drittel der SteuererméaBigung ohne jegliches Prifen,
ob die Anspruchsvoraussetzungen Uberhaupt vorliegen, gewéhrt wird. Denn der
Untersuchungsgrundsatz (8§ 88 Abgabenordnung (AQO)) und der Grundsatz der
GesetzméRigkeit der Besteuerung (8 85 AO) fordern, die Angaben der Steuer-
pflichtigen zumindest auf ihre Schlissigkeit zu kontrollieren. Hierzu ist das
MRMS bei der Steuererméligung jedoch nicht in der Lage. Denn es kann nicht
erkennen, ob die eingetragenen Aufwendungen Uberhaupt der Art nach forder-
fahig sind. Damit hangt es allein von der Hohe der Aufwendungen ab, ob die
Finanzamter die fir die SteuererméBigungen maRgeblichen Voraussetzungen
prifen. An dieser Situation hat sich seit der vorhergehenden Untersuchung des
Bundesrechnungshofes nichts gedndert. Der Bundesrechnungshof halt deshalb an
seiner Einschatzung aus dem Jahr 2011 fest, dass das mRMS in seiner derzeitigen

Ausgestaltung ungeeignet ist, um tber die SteuerermaRigung zu entscheiden.

Empfehlung
Die Untersuchung des Bundesrechnungshofes zeigt, dass die mit der Steuer-
ermaBigung verfolgten Ziele, Starkung des Handwerks und Bekampfen der

Schwarzarbeit, deutlich verfehlt werden. Denn in 82 % aller Féalle werden
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Leistungen beginstigt, die auch ohne SteuererméfRigung legal in Auftrag gegeben
worden waéren. Die hieraus resultierenden Mitnahmeeffekte sind angesichts des

grol3en finanziellen VVolumens der Steuerermé&Rigung nicht zu vertreten.

Auch hat der Bundesrechnungshof festgestellt, dass die Finanzamter in rund 90 %
der Félle das Vorliegen der Voraussetzungen fur die SteuerermaRigung nicht
prifen. In den weitaus meisten Fallen ist die Priifung dem maschinellen Risiko-
filter Gbertragen, der nicht einmal die Schllssigkeit der erklarten Angaben er-
kennen kann. Daneben kodnnen die Finanzamter Doppelférderungen immer
noch nicht ausschlieBen. Diese Kontrolldefizite sind nicht hinnehmbar. Um eine
gesetzeskonforme Besteuerung sicherzustellen, ware ein Prufen in jedem Einzel-
fall erforderlich. Dies ist jedoch mit den Zielen des mRMS und den Bestrebungen
der Steuerverwaltung, das Besteuerungsverfahren zu modernisieren und die
Steuern in den meisten Féllen ausschlieflich maschinell festzusetzen, nicht zu

vereinbaren.

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sollten die aufgezeigten Probleme
angesichts des finanziellen Umfangs von mittlerweile 2 Mrd. Euro nicht dauerhaft
hingenommen werden. Ansatzpunkte, die Zielverfehlungen, Mitnahmeeffekte und
Vollzugsdefizite wirksam und mit vertretbarem Aufwand zu vermeiden, kann er
nur wenige erkennen. Einige der forderfahigen Leistungen zu streichen, wie es der
Forschungsbericht vorschlagt, beseitigt die Probleme nicht. Vielmehr wiirde die
Rechtsanwendung erheblich erschwert. Das Abgrenzen der forderfahigen von den
nicht foérderfahigen Aufwendungen wirde schwieriger und liefe dem Anliegen

einer Steuervereinfachung® zuwider.

Der Bundesrechnungshof hélt deshalb an seiner Empfehlung fest, die Steuer-
ermaRigung fur haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen abzu-

schaffen.

Alternativ empfiehlt der Bundesrechnungshof, einen Sockelbetrag einzufuhren.
Damit wurden Aufwendungen flr die SteuererméfRigung erst beriicksichtigt, wenn
ein bestimmter Betrag Uberschritten ist. Ein solcher Sockelbetrag wirde nach
Auffassung des Bundesrechnungshofes die Mitnahmeeffekte deutlich reduzieren.
Die Hohe des Sockelbetrages konnte sich beispielsweise an der derzeitigen Wert-

18 Vgl. z. B. Tz 7.1 des Gutachtens des Présidenten des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter

fur Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung Uber die Probleme beim Vollzug der Steuergesetze, Band 13
der Schriftenreihe des Bundesbeauftragten fur Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, August 2006.
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grenze des mRMS orientieren. Damit blieben etwa zwei Drittel des bisherigen
Fordervolumens erhalten und die Fallzahlen wirden sich um rund 90 % ver-

ringern (Tz. 2.4).

Stellungnahme des Bundesministeriums der Finanzen
Das Bundesministerium der Finanzen hat zum Entwurf des vorliegenden Berichts
Stellung genommen und zu den Feststellungen des Bundesrechnungshofes ange-

merkt:

e Die Frage, wie Doppelférderungen ausgeschlossen werden kdnnten, sei mehr-
fach mit den obersten Finanzbehtrden der Lander erdrtert worden. Danach
obliege es den im Einzelfall zustdndigen Finanzamtern, den Sachverhalt zu

ermitteln und gegebenenfalls notwendige Nachweise anzufordern.

e Ziel des mRMS sei eine Ausrichtung der Bearbeitungsintensitat am Risiko-
gehalt des jeweiligen Steuerfalls. Durch eine gezielte Steuerung der perso-
nellen Ressourcen solle die Bearbeitungsqualitit erhalten bzw. verbessert

werden.

Die Feststellungen des Bundesrechnungshofes zeigten, dass eine Wertgrenze als
wesentliches Kriterium fiir das mRMS sachgerecht sei. Denn fast jeder Blrger
nehme nach § 35a EStG beglnstigte haushaltsnahe Dienstleistungen oder Hand-
werkerleistungen in Anspruch. Deshalb werde eine grundsatzliche Aussteuerung
solcher Sachverhalte dem Risikopotenzial dieser Falle nicht gerecht. Daneben
wirde das mit der Modernisierung des Besteuerungsverfahrens verfolgte Ziel, die

Quote der vollmaschinell bearbeiteten Falle zu erhdhen, konterkariert.

Das Bundesministerium der Finanzen fiuhrt aus, es obliege grundsatzlich dem
Deutschen Bundestag zu entscheiden, wie mit den Feststellungen des Bundes-
rechnungshofes und des Forschungsberichts zur Wirksamkeit der Steuererméfi-
gung umzugehen ist. Die Einfuhrung eines Sockelbetrages sei jedoch abzulehnen,
da das Steuerrecht komplizierter wiirde. Zudem sei ein Sockelbetrag mit der Ziel-
richtung der SteuerermaRigung, dem Bekampfen von Schwarzarbeit und Steuer-

betrug, nicht zu vereinbaren.
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Abschlielende Bewertung und Empfehlung: Steuerermafigung
fur Handwerkerleistungen und haushaltsnahe Dienstleistungen
abschaffen

Der Bundesrechnungshof halt an seiner Auffassung fest.

Die SteuererméRigung fur haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerker-
leistungen kann derzeit nicht gesetzeskonform vollzogen werden. Denn wenn
rund 90 % der Féalle und mehr als ein Drittel der ausgezahlten SteuererméRigung
ungepruft bleiben, ist die Gesetz- und GleichmalRigkeit der Besteuerung nicht ge-
waéhrleistet. Das gilt ebenso fiir Doppelférderungen, welche nach wie vor nicht
wirksam vermieden werden konnen. Selbst ein gesetzeskonformer Steuervollzug
konnte jedoch die vom Bundesrechnungshof und dem Forschungsgutachten auf-

gezeigten umfangreichen Mitnahmeeffekte nicht verhindern.

Der Bundesrechnungshof bekréftigt daher seine Empfehlung, die Steuererméfi-
gung flr haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen abzu-
schaffen. Alternativ kénnte die Einfuhrung eines Sockelbetrages Mitnahmeeffekte

verhindern helfen und die Finanzédmter von Arbeit entlasten.

Bur Korn



	0  Zusammenfassung
	1
	1 Berichtsanlass
	2 Feststellungen
	2.1 Umfang der in Anspruch genommenen Steuerermäßigung
	2.2 Mitnahmeeffekte
	2.3 Doppelförderungen
	2.4 Maschinelles Risikomanagement bei der Steuerermäßigung

	3 Ergebnisse des Forschungsberichts
	4 Würdigung
	4.1 Umfang der in Anspruch genommenen Steuerermäßigung
	4.2 Mitnahmeeffekte
	4.3 Doppelförderungen
	4.4 Maschinelles Risikomanagement bei der Steuerermäßigung

	5 Empfehlung
	6 Stellungnahme des Bundesministeriums der Finanzen
	7 Abschließende Bewertung und Empfehlung: Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen und haushaltsnahe Dienstleistungen abschaffen

